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Einschätzung der Vorschläge von AK und IV zur Neuordnung der Familienförderung 
Stand: 26.01.2012
AK und IV haben eine Neuordnung der Familienförderung vorgeschlagen, die auf folgenden Eckpunkten basiert: 

· Eine einzige „Familienbeihilfe Neu“ von EUR 210,-- für jedes Kind pro Monat unabhängig von Alter und Anzahl der Kinder. Für Eltern von behinderten Kindern (plus EUR 140,-- pro Monat) und für Alleinerziehende (plus EUR 50,-- pro Monat) gibt es eine höhere Familienbeihilfe. Diese wird ergänzt um zweckgebundene Gutscheine im Wert von EUR 35,-- im Monat pro Kind. Diese sollen für Kinderbetreuung, Nachmittagsbetreuung, Nachhilfe, Skikurse oder Musikausbildung verwendet werden können.
  
Umschichtungen von Geldleistungen und Steuerabsetzbarkeit hin zu Sachleistungen:  
· Schaffung von 35.000 neuen Betreuungsplätzen für Unter-Dreijährige binnen vier Jahren, 
· Erweiterung der Öffnungszeiten von weiteren 70.000 Kinderbetreuungsplätzen.
· Eine Verbesserung der pädagogischen Qualität (kleinere Gruppen, mehr Personal). 
· Durch den Ausbau der Kinderbetreuung könnten mehr als 10.000 Arbeitsplätze in der Kinderbetreuung geschaffen werden. 
· Zur Bedeckung werden folgende steuerlichen Maßnahmen gestrichen: Der Alleinverdienerabsetzbetrag (inklusive Kinderzuschläge), der Kinderfreibetrag und die Absetzbarkeit von Kinderbetreuungskosten.

· Durch die Umstellung könnten trotzdem EUR 100 Millionen eingespart werden. 
GPA-djp Positionierung 

Diese Umstellung deckt sich in den Grundzügen mit den Positionen der GPA-djp zur Familienpolitik, wie sie am Bundesforum 2010 beschlossen wurden: 
„In Österreich finden sich im internationalen Vergleich für Familien sehr hohe Ausgaben für Geldleistungen, während die Sachleistungen weit unterdurchschnittlich sind. Um die Familien besser zu unterstützen, bedarf es in erster Linie einer besseren öffentlichen Infrastruktur und nicht weiterer steuerlicher Förderungen. Das verpflichtende und kostenlose Kindergartenjahr war daher ein positiver Schritt ebenso wie die Flexibilisierung des Kinderbetreuungsgeldes. Die GPA-djp fordert einen raschen und flächendeckenden Ausbau eines leistbaren und ganztägigen Kinderbetreuungsangebotes mit bedarfsgerechten Öffnungszeiten, einen Rechtsanspruch auf Elternteilzeit unabhängig von der Betriebsgröße, die Entwicklung von flexiblen Eltern-Arbeitszeitmodellen, die Einführung eines finanziell, arbeits- und sozialrechtlich abgesicherten Papamonats, Maßnahmen in Richtung qualitativ hochwertiger Teilzeitarbeitsstellen, Programme und Maßnahmen für WiedereinsteigerInnen, ein einheitliches Bundesrahmengesetz für Kinderbetreuung (das u.a. die Öffnungszeiten einheitlich regelt) sowie die Gleichstellung von AlleinerzieherInnen beim Bezug des Kinderbetreuungsgeldes.“  
„Statt bei der Familienförderung bei weiteren neuen steuerlichen Maßnahmen anzusetzen, sollte das Betreuungsangebot ausgebaut werden. Das Gratiskindergartenjahr ist ein Schritt in die richtige Richtung, aber nicht ausreichend.“ 
Einschätzung des Modells von AK und IV  
Im Jahr 2010 wurden für 1,806 Mio. Kinder Familienbeihilfen bezahlt. Dafür wurden EUR 3,447 Mrd. aufgewandt. Das ergibt eine durchschnittliche Familienbeihilfe von EUR 159,--. Wenn man den Kinderabsetzbetrag von EUR 58,40 hinzufügt, ergibt das eine Summe 
von EUR 217,--.  Das entspricht grob der neuen vorgeschlagenen Familienbeihilfe von 
EUR 210,--. Da ab 2011 die 13. Familienbeihilfe gekürzt und der Bezug bei den älteren gekürzt wurde, dürfte die Umstellung keine Kürzung bewirken.
 
Durch den Entfall der Alters- und Mehrkindstaffel gäbe es VerliererInnen und GewinnerInnen:
· Es gewinnen Eltern von jungen Kindern. Das ist sinnvoll, weil man in der Phase der Haushaltsgründung oft sehr hohe Kosten hat und junge Eltern/Menschen meist weniger verdienen als ältere. 
· Der Entfall der Mehrkindstaffel kann ambivalent beurteilt werden. Die Armutsquote von Haushalten mit Kindern liegt bei 14%, bei Hauhalten mit 3 und mehr Kindern bei 19%. Bei jüngeren Kindern gewinnen auch Mehrkindhaushalte durch die höhere einheitliche Familienbeihilfe, bei größeren Kindern verlieren Mehrkindfamilien im vorgeschlagenen Modell. 
· Am höchsten ist die Armutsgefährdung bei Einelterhaushalten mit 33%. Daher ist die höhere Familienbeihilfe für Alleinerziehende sinnvoll. 
	Höhe der Familienbeihilfe 2012 je Monat
	
	Höhe Familienbeihilfe und Kinderabsetzbetrag 2012 je Monat 

	 
	ab 0 
	ab 3 Jahren 
	ab  10 Jahren 
	ab 19 Jahren 
	
	 
	ab 0 
	ab 3 Jahren 
	ab  10 Jahren 
	ab 19 Jahren 

	1. Kind
	105,4
	112,7
	130,9
	152,7
	
	1. Kind
	163,8
	171,1
	189,3
	211,1

	2. Kind
	118,2
	125,5
	143,7
	165,5
	
	2. Kind
	176,6
	183,9
	202,1
	223,9

	3. Kind
	140,4
	147,7
	165,9
	187,7
	
	3. Kind
	198,8
	206,1
	224,3
	246,1

	ab dem 4. Kind
	155,4
	162,7
	180,9
	202
	
	ab dem 4. Kind
	213,8
	221,1
	239,3
	260,4


Gestrichen würden in dem Modell der Kinderfreibetrag und die Absetzbarkeit der Kinderbetreuungskosten, die erst im Zuge der Steuerreform 2009 eingeführt wurden:  

· Kinderfreibetrag von EUR 220,--/Kind pro Jahr für AlleinverdienerInnen bzw. EUR 132,-- für Eltern

· Absetzbarkeit von Kinderbetreuungskosten (Krippen, Tagesmütter, Kindergärten etc.) bis zu EUR 2.300,--/Jahr/Kind (bis zu 10 Jahren). 
Wir haben diese Maßnahmen schon bei deren Einführung kritisch betrachtet:

„Der Kinderfreibetrag und die Absetzbarkeit der Kinderbetreuungskosten begünstigen jedoch Besserverdienende. Die GPA-djp bekennt sich dagegen zu einer stärkeren Betonung des Sachleistungsprinzips. Ein Ausbau der Kinderbetreuungseinrichtungen, vor allem auch für Unter-3-jährige, wäre notwendiger als Freibetragsmodelle mit problematischer Verteilungswirkung.“

Abbildung: Ersparnisse eines/einer Allenverdieners/-in durch das Familienpaket an Hand von  fünf Einkommensgruppen
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Die SV- und Steuerfreiheit für übernommene Betreuungskosten des Arbeitgebers (von bis zu EUR 500,-- jährlich) sollte aus Sicht der GPA-djp beibehalten werden. 

Umschichtungen 
Die Rücknahme der steuerlichen Absetzbarkeit der Kinderbetreuungskosten würde bis zu EUR 580 Mio. bringen. Die Abschaffung des 2004 eingeführten Kinderzuschlags zum Alleinverdienerabsetzbetrag birgt ein Einsparungspotenzial von EUR 130 Mio., die Abschaffung des 2009 eingeführten Kinderfreibetrags brächte EUR 165 Mio. Die generelle Abschaffung des Alleinverdienerabsetzbetrags insgesamt etwa EUR 200 Mio.. 

Das ergäbe ein Gesamtvolumen von etwa EUR 1 Mrd.. 

EUR 1 Mrd. im Sozialbereich schafft etwa 20.000 zusätzliche Arbeitsplätze 

� Bei der Einlösbarkeit der Gutscheine wäre auf die Arbeitsbedingungen der Beschäftigten zu achten. 


� Die 13. Familienbeihilfe wird nur mehr für Kinder vom 6.-15. Lebensjahr in der Höhe von EUR 100,-- ausbezahlt





GPA-djp – Grundlagenabteilung
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